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Beratungsgegenstand

Bebauungsplanverfahren "WilhelmstraBe / HauptstraRe™

Aufstellung im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB

- Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen

- Satzungsbeschliisse fir den Bebauungsplan und die ortlichen Bauvorschriften

Gemeinderat 23.07.2019 offentlich beschlieRend

Anlagen:

- Zusammenstellung der eingegangenen Stellungnahmen vom 11.07.2019

- Entwurf des Zeichnerischen Teils in der Fassung vom 23.11.2018/11.07.2019 mit
Zeichenerklarung

- Entwurf des Texiteils in der Fassung vom 23.11.2018/11.07.2019

- Entwurf der Begriindung in der Fassung vom 23.11.2018/11.07.2019

- Spezielle artenschutzrechtliche Priafung vom 11.07.2019 mit Habitatstrukturanalyse vom
13.01.2019 des Biologen Peter End|

Kommunikation:

Prioritat B: Blirgermeister und Amtsleiter sind vom Sachbearbeiter aktiv zu informieren. Der
Gemeinderat erhalt die Informationen auf Wunsch ebenfalls, jedoch sollte hier nicht die
Erwartungshaltung entstehen, dass Gemeinderate Uber jeden Schritt der Verwaltung im Detail
Bescheid wissen miissen. Beteiligte / Betroffene und die Offentlichkeit werden (iber das Ergebnis
informiert

Finanzielle Auswirkungen []Ja [ ] Nein

[ ] Ergebnishaushalt
Teilhaushalt: Produktgruppe:

[ ] InvestitionsmafRnahme
Investitionsauftrag:
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Gesamt

Beschlussvorschlag:

1. Nach Abwagung der 6ffentlichen und privaten Belange untereinander und gegeneinander
werden vorgetragene Stellungnahmen entsprechend den beiliegenden Stellungnahmen der
Verwaltung und Planer vom 11.07.2019 bertcksichtigt.

2. Den Ubrigen vorgetragenen Stellungnahmen wird nach Abwagung der offentlichen und
privaten Belange untereinander und gegeneinander entsprechend den beiliegenden
Stellungnahmen der Verwaltung und Planer vom 11.07.2019 nicht entsprochen.

3. Der im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB aufgestellte Bebauungsplan
~Wilhelmstrale/HauptstraRe®, in der Fassung vom 23.11.2018/11.07.2019 wird nach
§ 10 BauGB i.V. mit § 4 GemO als Satzung beschlossen.

4, Die zusammen mit dem Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB
aufgestellten ortlichen Bauvorschriften ,Wilhelmstrafle/HauptstralRe®, in der Fassung vom
23.11.2018/11.07.2019 werden nach § 74 LBO i.V. mit § 4 GemO als Satzung beschlossen.

5. Die Begrindung zum Bebauungsplan und den ortlichen Bauvorschriften
~Wilhelmstralle/Hauptstralle®, in der Fassung vom 23.11.2018/11.07.2019 wird gebilligt.

6. Mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes und der ortlichen Bauvorschriften
~Wilhelmstralle/Hauptstralle“ treten alle bisher im Geltungsbereich glltigen Festsetzungen
des Ortsbauplanes vom Marz 1947 mit genehmigten Baulinien vom 14.11.1912 aul3er Kraft.

Sachdarstellung:

1. Verfahrensstand:
In 6ffentlicher Sitzung am 11.12.2018 hat der Gemeinderat den Beschluss zur
Aufstellung des Bebauungsplanes ,Wilhelmstrale/Hauptstralde® im beschleunigten
Verfahren nach § 13a BauGB gefasst und den Entwurf der Planung gebilligt. Ziel der
Planung ist die Quartiersentwicklung im Planbereich unter Beachtung der Vorgaben
des Neuordnungskonzeptes flir das Sanierungsgebiet ,Zentrum-Nord®. Es sollen die
planungsrechtlichen Voraussetzungen fur eine stadtebaulich geordnete
Innenentwicklung zur Erweiterung des Wohnraumangebotes und die Fortflihrung des
Versorgungsbereiches der Gemeinde Reichenbach an der Fils geschaffen werden.
Anschliefiend wurde der Bebauungsplanentwurf in der Zeit vom 02.01.2019 bis
08.02.2019 offentlich ausgelegt. Wahrend dieser Zeit wurden auch die betroffenen
Behérden und sonstigen Trager Offentlicher Belange am Verfahren beteiligt.

2. Offentliche Auslegung und Beteiligung der Trager offentlicher Belange:
Wahrend der 6ffentlichen Auslegung wurden Stellungnahmen seitens der Offentlichkeit
abgegeben. Diese und die eingegangenen Stellungnehmen der Behdrden und
sonstigen Trager Offentlicher Belange sind der Sitzungsvorlage mit einer
Stellungnahme der Verwaltung und der Planer beigefugt.
Alle wahrend des Bebauungsplanverfahrens eingegangenen Stellungnahmen sind
gemal’ §1 Abs.7 BauGB unter Bertcksichtigung der 6ffentlichen und privaten Belange
gegeneinander und untereinander gerecht abzuwagen.



3. Planentwurf:
An der bereits im Entwurf vorgesehenen Planung, die auf den Vorgaben des
Neuordnungskonzeptes fur das Sanierungsgebiet und der Planung des
Investorenauswahlverfahren von Brutschin Wohnbau GmbH und Werkgemeinschaft
HHK Architekten GmbH basieren, kann aus planerischer Sicht festgehalten werden.
Aufgrund der eingegangenen Stellungnahme wird empfohlen folgende klarstellende
Erganzungen von Festsetzungen im Bebauungsplan vorzunehmen:

- Darstellung der angrenzenden Verkehrsflachen der Wilhelm- und Hauptstral3e zur
Klarstellung der Abgrenzung offentlicher ErschlieBungsflachen und privater
Bauflachen

- Erweiterung des Geh-/Fahr- und Leistungsrecht am nordlichen Gebietsrand mit
Anpassung der Baugrenzen zur Verbesserung der Zufahrtssituation zu den
angrenzenden Grundstucken

Die Grundziige der Planung sind durch diese Anderung nicht bertihrt. Dariiber hinaus
werden Erganzungen von Hinweisen zum Baugrund und zur Hochwassergefahrdung
empfohlen.

Weitere Anderungen von Planfestsetzungen sind aufgrund der eingegangenen
Stellungnahmen aus planerischer Sicht nicht erforderlich. Der Plan wird noch um die
Verfahrensvermerke erganzt. Die Darstellung des Liegenschaftskatasters als
Plangrundlage wird redaktionell angepasst.

Die Begrindung wird entsprechend der vorgeschlagenen Behandlung der
eingegangenen Stellungnahmen angepasst. Insbesondere werden vertiefende
Aussagen zu bestehenden Uberfahrtsrechten und der kiinftigen Zufahrtssituation am
nordlichen Gebietsrand flr die rickwartigen Grundstlicke erganzt.

Erganzende artenschutzrechtliche Untersuchungen haben keine zusatzliche
artenschutzrechtliche Betroffenheit ergeben. Mit Verbotstatbestanden infolge der
Planung ist nicht zu rechnen.

Die Anpassungen wurden in die Planunterlagen bereits eingearbeitet. Die aktuellen
Planunterlagen liegen der Drucksache bei.

4. Abschluss des Verfahrens:
Da aus planerischer Sicht keine Anderungen erforderlich sind, welche die Grundziige
der Planung berihren, kann der Satzungsbeschluss Uiber den Bebauungsplan und die
ortlichen Bauvorschriften gefasst werden. Die bislang im Planbereich geltenden
Festsetzungen werden aul3er Kraft gesetzt. Mit der 6ffentlichen Bekanntmachung des
Satzungsbeschlusses treten der Bebauungsplan und die ortlichen Bauvorschriften in
Kraft.



	SMC_BM_VOTEXT5
	Datum
	OStatus
	Zuständig
	Beratungsfolge
	Anlage
	FAuswirkung
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt

